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Zeilſchrift
das Verwaltungs - u . Rechnungsweien der Gemeinden ,

Sparkalſen , Sfiftungen und ſoziolen Verſicherungen .
Erſcheint monatlich 1mal .

Preis unter Kreuzband frei durch
die Geſchäftsſtelle bezogen 5 Mk.

fürs Jahr .
Ur. 2. Februar 1914

Der Inſertionspreis für den Raum
einer Zeile von 3x76 mm beträgt
30 Pfg. , bei größeren Aufträgen ,
mehrmaligem Einrücken und Cliché -
Auftrag wird ſolcher allenfalls nach

Uebereinkunft feſtgeſetzt .

I. Jahrgang

Ahältti 1 . 8
meindekaſſe . Freigebigkeitsha
den . Anzeigegebühren
ordnung . Vermögensſteueranla
von Hypothekendarlehen durch
validenverſicherung freiwillig fo
biſchofsheim , Singen , Klingenber

chandlungen .
Gehaltsfeſtſet

chaftsausgaben
er Gemeinden .

ng.

werden ?

Uebernahme der Staatsſteuer aus A
Anſtellung auf unbeſtimmte Zei

ldertragsberechnung . Liegenſchaftsbetrieb in Rechnung .
Kapitalaufnahme einer Gemeinde für Kirchenzwecke .

die Grundbuchhilfsbeamten ( Ratſchreiber ) . — 4
— 6. Mannheim , Baden⸗Baden ,

Nüllheim , Niederwinden , Wieblingen , Schluchſee , Eichel , Bauf

lmendgrundſtücken auf die Ge⸗
Kapitalanlagen der Gemein⸗

Buchungs —
2. Vermittelung

Unter welchen Umſtänden kann die In⸗
Lörrach , Heidelberg , Freiburg , Tauber

lott , Bruchſal , Schwetzingen .—
Aus der Volksſchule . Arztgebühren . Anfrage und Antwort . — 7. Verſammlungsberichte . Haftpflichtverſicherung . Feuer⸗
verſicherung . Perſonalnachrichten . 8. Anfragen und Antworten . Markdorf ( Amt Ueberlingen ) . 9. Bücherſchau .

1. Allgemeine Gemeindeſachen .

Landtagsverhandlungen .

In der zweiten Ständekammer haben am

Mittwoch den 28 . Januar die Verhandlungen
über das Kapitel „ Miniſterium des Innern “

begonnen . Bei dieſem Anlaſſe gelangten

auch verſchiedene Fragen zur Erörterung , die das

Gebiet der Gemeinden und ihrer Beamten ſehr eng

berühren . Bei dem beſchränkten Raum , der uns

zur Verfügung ſteht , wollen wir in Nachſtehendem
nur auf einige weſentliche Punkte zurückkommen . Es

führten u. a. aus :

Abgeordneter Dietrich von Kehl :

Dagegen haben wir ſehr bittere Klage zu füh⸗
ren über die Lage der Gemeindebeamten . Die

Frage der Anſtellung u. Penſionierung der Gemein⸗

debeamten iſt ſchon ſeit mehreren Jahren auf der

Tagesordnung und man iſt ſich auch bei der Regie⸗
rung klar darüber , daß eine Abhilfe dringend not⸗

wendig iſt . Die Regierung hat allerdings auf dem
letzten Landtag , wenn ich mich recht erinnere , in ei⸗
ner Sitzung der Juſtizkommiſſion erklärt , daß ſie
nicht in der Lage wäre , dieſe Schwierigkeit ſo raſch
zu beheben , da die Abänderung des Fürſorgekaſſen⸗
geſetzes große Vorarbeiten verurſachte und große
Schwierigkeiten habe . Inzwiſchen iſt bei den be⸗
teiligten Verbänden die Angelegenheit nicht ruhen
geblieben , ſondern allenthalben iſt ſie behandelt wor⸗
den und hat ſich auch zu Denkſchriften und Eingaben

verdichtet . Ich möchte die Hauptgeſichtspunkte , die

dabei in Betracht kommen , hervorheben .

Zunächſt ſind einmal die Verhältniſſe dadurch

total verändert , daß wir jetzt eine Reichsverſicherung
für die Angeſtellten haben . Dieſe hat die Gemeinden

gezwungen , diejenigen Beamten , die bisher nicht in

die Fürſorgekaſſe ſei es auf Grund Zwangs oder ſei

es auf Grund freiwilliger Entſchließung aufgenom
men waren , faſt ohne Ausnahme bei dieſer Reichs
Anſtalt zu verſichern . Damit haben wir 2 Kate

gorien von Beamten bekommen , eine , die bei der

Fürſorgekaſſe verſichert iſt , und eine , die in Berlin

bei der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ver

ſichert iſt . Wir haben dann noch die Bürgermeiſter
die einen gewiſſen Penſionsanſpruch haben nach dem

Gemeindegeſetz , wenigſtens in den mittleren Städ

ten , und dieſe Bürgermeiſter haben es meiſt abge
lehnt , der Fürſorgekaſſe beizutreten , weil dieſe Ein⸗

richtung ſie nicht befriedigt . Wir haben alſo mit 3

Kategorien zu rechnen , die alle 3 verſchieden behan
delt ſind . Die eine , die in der Fürſorgekaſſe un⸗

tergebracht iſt, iſt auch dort wieder verſchieden be —

handelt , inſofern die Ratſchreiber anders be
handelt werden und andere Beiträge bezahlen als

diejenigen , die freiwillig beigetreten ſind . Wir ſind
nun der Meinung , es iſt das auch die Meinung des
Verbandes der mittleren Städte , daß eine Abände

rung in der Richtung Platz greifen muß , daß der

Unterſchied , der bei der Fürſorgekaſſe beſteht zwiſchen
den Beamten , die ihr auf Grund des Geſetzes unter⸗



ſtehen , den Ratſchreibern , und denjenigen , die auf

Grund freiwilliger Entſchließung beigetreten ſind ,

beſeitigt werden muß . Dieſer Unterſchied wird nur

beſeitigt werden können , wenn die Verſicherungs⸗

pflicht auch auf diejenigen ausgedehnt wird , die bis⸗

her nur freiwillig beitreten konnten . Damit wäre

die Hauptſchwierigkeit beſeitigt .

Der zweite Geſichtspunkt wäre der , daß die Lei —

ſtungen verbeſſert werden . Jetzt haben die Gemein⸗

debeamten nach 10 Jahren Anſpruch auf eine Pen⸗

ſion von 30 Proz . , nach 42 Dienſtjahren von 70 Proz .
Dabei wird ein Einkommen von maximal 5000 Mark

zugrunde gelegt . Es beſteht der Wunſch , daß dieſe

Obergrenze von 5000 Mark beſeitigt wird , und daß

daran gegangen wird , die Leiſtungen der Kaſſe zu

verbeſſern ſowohl für die zu penſionierenden Beam⸗

ten als für ihre Angehörigen .

Die Aufbringung der Mittel erfolgt ſo , daß

die Ratſchreiber 3 Proz . bezahlen und die Gemeinden

auch 3 Proz . , gerechnet aus dem Einkommensan —

ſchlag ; die freiwillig Verſicherten bezahlen 4 Proz .
und die Gemeinden 6 Proz . , im ganzen alſo 10 Pro⸗

den Ruhegehalten , 25 Proz . , übernehmen .

treten können , auszudehnen . Denn dann wird die

Zahl der Mitglieder größer , es wird dann ein ſo

großer Kreis von Verſicherten da ſein , daß er Ge⸗

währ dafür bietet , daß ſeine Beiträge immer aus⸗

reichen werden , um den Verpflichtungen nachzu⸗
kommen . Auch aus dieſem Geſichtspunkt heraus iſt

die Ausdehnung des Verſicherungszwangs erwünſcht .

Sodann ſollten endlich die Ruhegehalte nicht

mehr zumteil auf die Gemeinden abgewälzt werden .

Die Gemeinden müſſen jetzt beſtimmte Beträge von

Sie ſind

alſo nicht damit ihrer Verpflichtungen ledig , daß ſie

die Verbandsumlagen bezahlen , ſondern wenn ein

Beamter Penſion bezieht , müſſen ſie auch ein Vier⸗

tel von deſſen Penſion übernehmen , und dazu ſcheint
uns kein genügender Grund vorzuliegen . Es iſt

das auch ein Verfahren , wie es nur ſelten vorkommt ,

ein Verfahren , für deſſen Aufrechterhaltung Gründe

nicht erſichtlich ſind . Das Bedenken , daß Gemein⸗

den dann ohne Not jemanden penſionieren würden ,

ließe ſich auch gegen jede andere Verſicherung ein⸗

wenden , gegen die Verſicherung der ſozialen Geſetz⸗

gebung , gegen die Verſorgung der Staatsbeamten .
2 Jg3 j inoe (Fi R f E 4 4zent . Das macht bei einem Einkommen von 4000

Ich möchte nun noch darauf hinweiſen , daß es
Mk . 400 Mk. ; das iſt eine außerordentlich hohe Sum —

me . Es kommt dies daher , daß man bei dieſer Kaſſe

das ſogenannte Kapitaldeckungsverfahren durchführt .

Aber es ſcheint mir , als ob man bei dieſem Kapi⸗

taldeckungsverfahren zu weit ginge . Ich will das

mit einigen Zahlen aus der Rechnung der Fürſorge —

kaſſe für 1912 belegen . In dieſem Jahre 1912 hat

man eingenommen aus Zinſen des angelegten Ka⸗

pitals 122 365 Mark , man hat insgeſamt ausgege⸗

ben für Ruhegehalte , Witwen - und Waiſengelder ,

Verwaltung uſw . 135000 Mark , alſo 13000 Martk

mehr als die Zinſen erbracht haben . Dabei hat man im

Jahr 1912 eine Einnahme gehabt von insgeſamt
125208 Mk . u. man hat im Jahre 1912 den Vermö⸗

gensſtand vermehrt um 295262 Mk . Die Vermehrung
des Vermögensbeſtandes beträgt alſo mehr als das

Doppelte deſſen , was man für die Beamten ausge⸗

geben hat . Und da , glaube ich , kann man doch ſa⸗

daß dieſes Kapitaldeckungsverfahren zu weit

ausgebildet iſt . Rechneriſch mag es ſtimmen . Man

kann rechneriſch nie nachweiſen , daß ſo etwas falſch
iſt . Die Vorausſetzungen ſind zu ungünſtig ange⸗

nommen , genau wie bei der Lebensverſicherung , und

dieſe zu ungünſtige Annahme der Vorausſetzungen
hat dazu geführt , daß man den Beteiligten zu große

Laſten zugemutet hat , und daß man zuviel Geld

braucht , rechnungsmäßig braucht , um das Kapital ,

das allenfalls fällig werden wird , ausbezahlen zu
können . Wir ſind nun der Meinung , daß man von

dieſem Verfahren Umſtänden wird ab⸗

geben müſſen und wir ſind auch der Meinung , daß

man davon abgehen kann , namentlich in dem Mo⸗

ment , wo man dazu übergeht , den Kreis der Ver⸗

ſicherten auf diejenigen , die jetzt nur freiwillig bei⸗

gen ,

unter allen

viel wichtiger ſein wird , die ſachlichen Schwierig⸗
keiten zu beſeitigen , als die in der Organiſation lie⸗

genden Schwierigkeiten . Ich meine alſo bei der Re⸗

viſion des Fürſorgegeſetzes wird der entſcheidende
Geſichtspunkt der ſein , daß wir den Zweck des Geſetzes

zu erreichen ſuchen . Die Form , in der wir das zu

erreichen ſuchen , kommt erſt in zweiter Reihe in

Frage . Trotzdem habe ich den Wunſch — und ich

möchte das auch als Bitte unſeres Verbandes vor⸗

tragen —daß auch in dieſem Punkte den Gemeinden

entgegengekommen wird inſofern , als ihnen ein grö⸗

ßerer Einfluß auf die Verwaltung dieſer Kaſſe ein⸗

geräumt wird . Der Verband der mittleren Städte

ſteht auf dem Standpunkt , daß man den Gemeinden

die Verwaltung der Kaſſe überlaſſen könnte . Die

Städteordnungsgemeinden kommen hier weniger in

Betracht , da ſie eine andere Verſicherung ihrer Be⸗

amten haben . Ich betone nochmals , es kommt in

erſter Reihe auf den Zweck und die Erfüllung des

Zweckes des Geſetzes an , weniger auf die Frage der

Organiſation , und ich glaube , mir darüber deswegen
weitere Ausführungen erſparen zu dürfen .

Ich möchte endlich erwähnen , daß in Preußen
durch ein Geſetz betr . Anſtellung und Verſorgung
der Kommunalbeamten dieſe Frage ganz anders ge⸗

regelt iſt , und daß auch der Staat Bayern gegen⸗
wärtig daran iſt , ein Gemeindebeamtengeſetz beim

Landtag durchzubringen . Der Entwurf iſt im No⸗

vember vorigen Jahres vorgelegt worden und zur
Zeit in Behandlung . Wir finden in dieſem Entwurf ,

beziehungsweiſe in ſeiner Begründung , auch eine

Zuſammenſtellung darüber , wie die Rechtslage der

Gemeindebeamten der größeren Bundesſtaaten im

Deutſchen Reich geordnet iſt .



Wittemann :

am 25 . April 1912
Abg .

Ich habe den Gedan

ken vertreten , daß wir ein G ide beamteng ſetz

für unſere Gemeindebeamten

Herr Kollege Dietrich hat auck

tengeſetz geſtreift und hat darauf

in Bayern bereits ein Geſetzenn

ſt ſeit meinem Vortrage in dieſ

ren , ſo viel ich wei

men
K Fio 18ob die Großh . Re gierung

derartigen

nd ein ſol

will ,ſ
it, an die eines

Gemeindebeamteng heranzutreten u

ches zu ſchaffen . Daß die wenigen Beſtimmungen
der

Gemeindeordnung nicht ausreichen —
—

Ausarbeitung

Eſetzes

in

um

Stellung der Gemeindebeamten zu ſichern und zu

begrenzen , das iſt ohne weiteres klar 50
kar

ann mir

weitere Ausführungen ſparen , da ja ein Geſetzent

Bayern vorliegt , der alles das enthält , waswurf in
i

Beamtengeſetz ver

Petition vor

nheit zu eingehenderen Aus —

Natürlich ſind darin auch

die für re badiſchen Verhältniſſe

nicht die abgeändert werden müßten , weil

die bayeriſchen Verhältniſſe andere ſind .

einem

Auch habenkann .

e mir Gelege
bieten wird !

jegeliegen , d

führungen

Beſtimmungen

haſſen und

Frage der Gemeindebeamtenfürſorge

habe ich mich in dieſem Hohen Hauſe ſchon wieder

holt ausgelaſſen . Ich habe gerade den einen Gedan⸗

ken , den der Herr Kollege Dietrich vorhin ange —

führt hat , daß da Kap italdes ahren zu ängſt⸗
ch nach den nd einer Landesverſicherun gs⸗

als
vornahmen ,

geſellſchaft aufgebaut ſei ,

wir die Re1L

vor

indeordnune

Was der Kollege Diet⸗

kann ich nur alles unterſtreichen .
ich auch geſagt haben würde ,

zu Wort gekommen wäre ; des —

hier kurz faſſen .

Innern Dr . Freiherr von u. zu

oder 6 Jahren ,
eform der Geme

bereits herv

rich hier geſagt hat ,

hat geſagt , was

venn vor ihm

halb kann ich mich

orgehoben . Herr

1

ich

Miniſter des

Bodman :

Der Herr Abg . Dietrich hat davon geſprochen ,
daß die Gemeinderechnungsanweiſung endlich ein⸗

mal einer durchgreifenden Aenderung unterzogen
werden müſſe , und er hat dem Wunſch Ausdruck ver⸗

liehen , dieſe Anweiſung möge doch ſpäteſtens bis zum
nächſten Landtag , bis zum Jahre 1915 vorgelegt
werden . Die Gemeinderechnungsanweiſung iſt um⸗

gearbeitet ; die neuen Enwürfe ſind zur Begutachtung
hinausgegangen . Es iſt beabſichtigt , ſobald die Gut⸗

ichten von auswärts eingekommen ſind , eine Kom⸗

miſſion zur Erörterung einzuberufen . An dieſer
Kommiſſion ſollen auch Vertreter der Gemeinden teil⸗

nehmen ; insbeſondere iſt auch in Ausſicht genommen ,
an dieſer Beratung den Verband der mittleren Ge⸗

meinden teilnehmen zu laſſen .

Die Anregung
Steuerfreiheit auf die

auszudehne

des Herrn Abg . Dietrich , in den

Gemeinden die Einkommen
5bis zu 900 Mark i, werde ich verfolgen .

Bittere Klagen werden nach Angaben des Heren

Abgeordneten Dietrich immer wieder laut aus den

treiſen der Gemeindebeamten über unſer Fürſorge

geſetz und über den Mangel eines Gemeindebean

tengeſetzes . Auch von anderer Seite wurde ähnliches

hervorgehoben . Das Gemeindefürſorgegeſetz ſoll ei

ner greifenden Durchſicht unterzogen werden

und wir beabſichtigen , wie dies bereits früher hie

mitgeteilt worden iſt , mit dem Ergebnis unſerer Ar

beit bis zum Jahre 1916 hervortreten zu können

Deshalb und weil doch eine Petition der Gemeinde

beamten in dieſer Beziehung vorliegt , glaube ich nicht

veiter auf den Gegenſtand eingehen zu ſollen . Auch

ie Frage einer Neuregelung des G heamten

rechts überhaupt dürfte meines Erachtens auf den

Zeitpunkt zu verſchieben ſein , wo wir die Verſor

Gemeindebeamten

machen . Gegen

zum Gegenſtand unſerer

eine Regelung des Ge
gung der

Beratung

meindebeamtenrechts durch Geſetz in der Weiſe , daß

den Gemeinden vorgeſchrieben wird , wie die Bezüge

ihrer Gemeindebeamten , wie deren Ruhegehalte und

Verſorgungs zu regeln ſeien , habe ich immer

noch das Bed „ daß das ein Eingriff in die

Selbſtverwaltung der Gemeinden iſt ( Abg. Kopf

Sehr richtigl ) . Die Gemeinden haben auf dieſem

Gebiete
viclfoc ſchon ſehr Anerkennenswertes ge⸗

leiſtet , und glaube , man ſollte ihr Sel
—

tätigkeits
recht nicht ſtärker einſchränken , als es unbedingt ge

boten iſt . Man wird alſo in

auch nach dieſer Richtung hin

treten müſſen .

( Anmerkung

dieſe Frage jedenfalls
mit Vorſicht hheran

der Schriftleituug ) . Auf das Bay
riſche Gemeindebeamtengeſetz werden wir nach deſſen Ge —

nehmigung näher zurückkom men) .

Abgeordneter Müller⸗Elſenz :

Weiter hat der Herr Abg . Dietrich von der

Schaffung eines Gemeindebeamtengeſetzes geſpro
chen . Es wäre ganz gut , wenn ein ſolches Geſetz ge⸗

ſchaffen würde , damit einmal den Mißſtänden auf

dem Lande entgegengetreten werden könnte , die da

noch in mancher Hinſicht beſtehen . Als der Herr

Miniſter davon ſprach , er wolle nicht in Gemeinde

angelegenheiten eingreifen , da dies Sache der Selbſt

verwaltung ſei , ſagte einer der Herren vom Zen
trum : „ Sehr richtig ! “ Die Herren , die ſolche Aus⸗

drücke gebrauchen können , wiſſen nicht wie es auf

dem Lande hergeht . Für wen iſt vor etlichen Jahren
das Geſetz gemacht worden ? Es heißt in der Ge —

eindeordnung : von 2000 Seelen ab erhält der Bür

germeiſter nach Abgehen ſoundſoviel und iſt penſi⸗

onsberechtigt . Warum hat man gerade 2000 Seelen

genommen und nicht auch die Gemeinden mit 1950

Seelen oder weniger mit eingezogen , in denen die

gleiche Arbeit zu leiſten iſt wie bei denen über 2000

1N



Seelen . Aber an die tleinen Gemeinden iſt eben

nicht gedacht worden . Deshalb wäre es gut , wenn

in dieſer Hinſicht die Gemeindeordnung geändert
oder ein Gemeindebeamtengeſetz erlaſſen würde .

Wenn ein Bürgermeiſter vor ſeinem Bür

gerausſchuß oder den Gemeinderat

tritt und ſich aufbeſſern laſſen will ,

dann heißt es : Es ſind noch andere da . Da geht es

dann ſo zu wie in dieſem Hohen Hauſe . Was

die eine Partei genehmigen will , wird von der an

deren ab 180ehnt . Der Bürgerausſchuß ſteht dem

Bürgermeiſter manchmal ſo mißtrauiſch gegenüber ,
5daß dieſer nicht das geringſte in dieſer Hinſicht durch

bringen kann . Deshalb wäre es gut , wenn ein ſol

ches Beamtengeſetz geſchaffen werden könnte , um ein⸗

mal auf dem Lande die Unzufriedenheit aus der

Welt zu ſchaffen .

Auch das Gemeindefürſorgegeſetz bedarf einer

Aenderung , da es eine Reihe Bürger ! neiſter auf dem

Lande bislang nicht einbezieht . Nur die Ratſchrei

ber werden darin berückſichtigt , an den Bürgermei⸗

ſter mit ſeinem niedrigen Gehalt iſt nicht

Deshalb ſollten die Bürgermeiſter gleichfalls unbe⸗

dingt in die Gemeindefürſorgekaſſe aufgenommen

werden

Miniſter des Innern Dr . Freiherr von und zu

Bodman :

Der Herr Abg . Müller⸗Elſenz hat in Ueber⸗

einſtimmung mit anderen Herren den Wunſch nach

einem Gemeindebeamtengeſetz vorgetragen

insbeſondere gewünſcht , Wn nicht nur die Bür

meiſter in den Gemeinden von 2000 Einwohnern

aufwärts , ſondern auch die Bürgermeiſter in den

kleineren Gemeinden ein Anrecht auf
PNaPenſionierung haben ſollten . un haben aber nicht

in den 88 inden von 2000 Ein⸗die Bürgerme

wohnern aufwärts , ſondern nur die in den Gemein⸗

den v mehr als 4000 Einwohnern und in den

Amtsſtädten von mehr als 3000 Einwohnern ein
s

Recht und wir ſind damals von der

Ueberzeugung ausgegangen , daß eben dieſe Bürger⸗

meiſter in der Entwicklung unſerer Verhältniſſe Be⸗

ffsbeamte ſind , daß ſie ihre ganze Zeit
und Kraft dem Dienſte widmen müſſen . Man war

aber damals der Anſicht , daß das auch ber

den Bürgerm

ſolches geſetzli

nicht

neiſtern in den kleineren Gemeinden

effe ,

u
und deshalb hat man geglaubt , in der Be⸗

der Selbſtverwaltung der Gemeinden

icht weitergehen zu ſollen , und hat es nicht als ein

fnis erkannt , die Bürgermeiſter auch der klei⸗

neren inden in dieſer Weiſe zu ſichern . Abe

auch auf dieſe Frage wird zurückzukommen ſein

wenn wir u nit der Reviſion des Gemeindebeam⸗

nfürſore ind mit der Frage Beamten⸗

1
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ſtaltung der Gebührenordnung für Gemeindebeamte

Wünſche geäußert . Ich kann ihm mitteilen , daß die

Neufaſſung der Gebührenordnung in naher Ausſicht

ſteht und daß dabei die Wünſche , welche von dem

Verband der Gemeinden vorgetragen worden ſind ,
in weſentlichen Punkten Berückſichtigung finden wer⸗

)e18

3

Neck :

Generaldebatte iſt von allen Seiten des

Abgeordneter

In der

Hohen Hauſes eine Beſſerſtellung der Gemeinde

beamten verlangt worden . Es handelt ſich hier wohl

insbeſondere um die Beſſerſtellung der Beamten der

Landgemeinden . Der Herr Miniſter hat ſich in der

Generaldebatte oben ,

man rſicht

gegenübe Um

dazu geäußert und hervorgeh

müſſe dieſer mit der größten
rtreten , denn unter

Vo

Es

um ein Eingriff * die Se
bedauerlich , daß bei ſeinen

auch von jener Seite des Hauſes ( zum Zentrum )

hiezu ein Seht richtig ! l “ gerufen worden iſt . Um

was handelt es
ſi

n und wie liegen denn die

die Dinge in Wirk it ? Im gewöhnlichen Leben

iſt es doch ſo , daß derjenige , der die Arbeiten angibt

ſich mit denjenigen, die die Arbeiten zu vollziehen

haben , auch über einen gewiſſen Preis für die Lei⸗

ſtungen auseinanderſetzt . Nun iſt es aber ſchon ſeit

einiger Zeit , ſchon längere Jahre zurück , unſere

Staatsregierung , die den Gemeindebeamten die

meiſte Zeit ihrer Arbeit durch Auferlegung von ver

ſchiedenen Tätigkeiten gewiſſermaßen raubt . Es iſt

hier insbeſondere unſere ſoziale Geſetzgebung zu

1 der ſozialen Geſetzge —
auf den Rathäuſern gerade

n. In Gemeinden , die in

iebezirke liegen , vergeht

töße einlaufen über Unfall

wo nicht

mmen von den einzel⸗

6 wo Rentengeſuche not⸗

werden und

t

die Erhebungen ,

die hier geſtellt werden , zu

wendig
die verſchiedenen Fragen ,

beantworten ſind , und dergleichen mehr.

*Man ſcheint auch jetzt wieder von dieſen Auf

„ von dieſen Arbeiten , die die Gemeindebehör

igen haben und von denen man im größ

Bürgerſchaft auch nicht die geringſte
Ahnung hat, n en zu wollen , ſondern

die neue Ver Froßh . Finanzmini
ſterium im Ber 1 Großh . Miniſterium

des Innern erlaſſen wiederum eine neue

Mehrarbeit und 9 Rehrk ſtung unſerer Gemeindebe

amten hervorgerufen ſch denke hier an die Ver

ordnung , die aus

meindebeamten

lagung zur 2

wurde , und die den Ge

Pflicht macht , bei

rſteuer mitzuwirken .

der Veran

In Gemein

zur

rGe mit einer durchſchnittlichen Einwohnerzahl zwi
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ſchen 1500 und 2500 Einwohnern , ſind in den letzten

Wochen durchſchnittlich 100 bis 200 derartige Ver

anlagungsbogen abgegeben worden , und von die⸗

ſen Bogen ſind in den meiſten Gemeinden noch nicht

einmal zwei Prozent von den betreffenden Interef

ſenten ſelbſt ausgefüllt worden , dieſe ſind vielmehr

alle aufs Rathaus gekommen , wo die Gemeindebe

mten aufgrund der Verordnung verpflichtet geweſe —

ſind , die Veranlagungsbogen auszufüllen , währen

fie dann von den Betreffenden nachher nur noch zu

unterzeichnen waren . Es ſind Bürgermeiſter vor⸗

handen , die 4, 5 und 6 ausſchließlich dieſem

Veſchäfte gewidmet haben , und es iſt in einer Bür

rverſammlung ſehr ſtart und deutlch zum

Ausdruck gekommen , daß man den Bürgermeiſtern

und Ratſchr n nichts als Arbeiten und Arbeiten

zuſchuſtert und auf der anderen Seite gar nicht da⸗

nach fragt , wie dieſe Gemeindebeamten hierfür hono⸗

riert werden . Man hat in jener Bürgermeiſter - und

Ratſchreiberverſammlung die Frage erörtert ,

TageTage

ſtergermeiſte

oihoreiber

warum man dieſe Veranlagung zur Wehrſteuer nicht

den Steueraufſehern oder den Steuereinnehmern
—

auch an den einzelnen Orten

ſpeziell wieder auf das Rat

haus dirigiert worden iſt . Das Verhältnis iſt jetzt

ſo, daß die Großh . Regierung alle dieſe Arbeiten vor —

ſchreibt , während der Bürgerausſchuß hinten nach —

übertragen hat , die ja

ſitzen , und warum ſie

kommt , und er ſoll diejenige Korporation ſein , die

für die Leiſtung dieſer Tätigkeit das Gehalt bezw .
DDdie Bezahlung feſtzuſetzen hat . Das iſt eine Zwitter⸗

ſtellung , die unhaltbar iſt ( Sehr richtig !l ). Und des⸗

halb dürfte auch der Herr Miniſter ſeine Bedenken

fallen laſſen , und verſichert ſein , daß es kein Ein⸗

griff in die Selbſtverwaltung iſt , wenn er ſich dazu

aufrafft , eine Mindeſtleiſtung oder eine Mindeſtbe⸗

zahlung je nach der Größe der Gemeinde in der Ge⸗

meindeordnung aufzuſtellen , ſondern daß es Pflicht
einer weitſchauenden und fürſorglichen Regierung iſt ,

dafür zu ſorgen , daß ſie ſich zufriedene Gemeinde⸗

beamte ſchafft , die auch mit Luſt und Freude an ihre

Arbeit gehen ( Beifall links ) .

SeS

Fortſetzung folgt .

Uebernahme der Staatsſteuer aus

— auf die Gemeindekaſſe .
Iſt
Vfuν

Almend⸗

zur Uebernahme der Staatsſteuer von Al⸗

1565 Jahr eine beſondere Beſchlußfaſſung
des Bürgerausſchuſſes und Staatsgenehmigung er⸗

forderlich ?

Der alljährlichen Einholung eines beſonderen
ſchluſſes des Bürgerausſchuſſes und ſtaatlicher Ge⸗

nehmigung wegen Uebernahme der Staatsſteuer von

Almendgut auf die Gemeindekaſſe bedarf es nicht ,
wenn die Mittel für dieſe freiwillige Leiſtung im

Voranſchlag vorgeſehen ſind . ( § 62 Ziffer 4 und

mendg gut

5
Be*
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184 Ziff . 7 der Gemeindeordnung ) , doch ſollte im

Voranſchlag erſichtlich gemacht werden , daß es ſich

um eine freiwillige Leiſtung der Gemeinde handelt ,

was durch eine Anmerkung bei § 23 der Ausgaben

oder dadurch geſchehen kann , daß der bezügliche Be

trag unter §S 23 abgezogen und unter § 39 beſonders

in Ausgabe geſtellt wird .

Freigebigkeitshandlungen .

a) Wẽ 62

Ge⸗
zelche Beiträge ſind bei Bemeſſung des in §

Ziffer 4 der Gemeindeordnung genannten

ſamtbeitrags in Betracht zu ziehen ?

Bei Bemeſſung der Summe der Freigebig

teitshandlungen im Sinne des § 26 Ziff . 4 d. G. ⸗O

können nur ſolche Beiträge in Betracht gezogen

werden , die nicht im Voranſchlag vorgeſehen ſind .

Es iſt alſo in der Summe der freiwilligen Leiſtun⸗

gen der für dieſe Zwecke im Voranſchlag vorge⸗

ſehene Betrag zunächſt abzuziehen und wenn der

Reſt ſodann in Gemeinden von 4000 und weniger

Einwohnern noch 500 Mar größeren Gemein

den noch 1000 Mark beträgt , iſt die Zuſtimmung

der Gemeinde ( Bürgerausſchuß ) und gemäß 8

184 Ziffer 7 der Gemeindeord Staatsgeneh

migung einzuholen .

dnung

b) Die Gemeinde N. hat zur Mäuſevertilgung ein

größeres Quantum Giftweizen bezogen und den

Grundſtückseigentümern unentgeltlich abgegeben .
Mit der bezüglichen Ausgabe wird die in § 62

Ziffer 4 der Gemeindeordnung genannte Summe

von 500 Mark überſtiegen . Doch erſcheint es uns

zweifelhaft , ob in dieſem Falle eine Freigebigkeits

handlung in Frage kommt .

Da hier eine im Intereſſe ſämtlicher Grund

eigentümer ( leinſchließlich der Gemeinde ſelbſt ) ge⸗

legene Maßnahme , alſo eine Förderung

allgemeiner Gemeindeintereſſen in Frage ſteht ,
wird von einer Freigebigkeit im Sinne

des § 62 Ziffer 4 der Gemeindeordnung nicht wohl

die Rede ſein können .

2

Gehaltsfeſtſetzung . In der Gemeinde N. wurde

im Jahre 1911 durch Gemeindebeſchluß der Gehalt
des Bürgermeiſters einſchließlich der Vergütung für
die Beſorgung der Standesbeamtung auf 500 Mark ,
der Gehalt des Ratſchreibers auf 400 Mark feſtge⸗
ſetzt . Im Jahre 1913 übernahm der Ratſchreiber
die Standesbuchführung und hat der Gemeinderat

ſonach beſchloſſen , daß von der urſprünglich auf 100
Mark bemeſſenen Vergütung des Standesbeamten
dem Ratſchreiber als Belohnung für die Standes⸗

buchführung 50 Mark zufließen ſollen .
Iſt dieſer Beſchluß ohne weiteres rechtswirkſam ?



Der Bürgermeiſter bleibt nach wie vor Standes⸗

beamter ; nur die Führung der Bücher beſorgt jetzt

der Ratſchreiber . Der Bürgermeiſter war mit der

Uebertragung dieſes Geſchäfte Abtretung

der Hälfte ſeiner bisherigen , für Beſorgung der

Standesbeamtung bezogenen Vergütung an den Rat⸗

ſchreiber wohl einverſtanden . Nur in dieſem Falle

kann eine Veränderung des bisher auf 500 Mark

feſtgeſetzten Gehalts des Bürgermeiſters eintreten .

Zu dieſer anderweiten Regelung und zwar ſowohl

zur Vermit iderung des bisherigen Gehalts des Bür —

germeiſters von 500 Mark auf 450 Mark und Er⸗

höhung des Gehalts des Ratſchreibers von 400 Mart

auf 450 Mark iſt gemäß § 30 der Gemeindeordnung
ein Beſchluß der Gemeinde erforderlich .

und der

Anſtellung auf unbeſtimmte Zeit . In unſerer

Gemeinde wurde der neuernannte Ratſchreiber auf

unbeſtimmte Zeit angeſtellt . Iſt hiezu nach § 62

Ziffer 1 der Gemeindeordnung die Zuſtimmung der

Gemeinde erforderlich ?

Einer Zuſtimmung des Bürgerausſchuſſes bedarf

es bei einer Anſtellung auf unbeſtimmte Zeit nicht ,
il das Dienſtverhältnis jederzeit gekündigt werden

kann ; anders dagegen verhält es ſich bei der An —

ſtellung auf länger als 12 Jahre .

we

Kapitalanlagen der Gemeinden . Die Gemeinde

N. hat ausgeliehen auf zweite Hypothek 5000 Mark ,
auf Schuldſchein ohne Bürgſchaft 2000 Mark . Bei

der Rechnungsabhör wurden dieſe Kapitalanlagen
beanſtandet . Iſt dieſe Beanſtandung berechtigt ?

Nach § 58 Ziffer 3 der Gemeindeordnung be —

ſchließt der Gemeinderat über alles , was auf die Ver⸗

waltung des Gemeindevermögens Bezug hat . Der

Abhörbehörde kann das Recht auf die nach ihrer

Anſicht ungenügende Sicherung der fraglichen Kapi⸗
talanlagen aufmerkſam zu machen , nicht abgeſprochen
werden . Zu einer weiteren Anordnung wird für

ſie aber mangels geſetzlicher Vorſchriften über die

Kapitalanlagen der Gemeinden kein Anlaß vorlie⸗

zumal auch der Gemeinderat für etwaige Ver⸗

gemäß § 276 B. ⸗G. - B. die Verantwortung
Im übrigen vergleiche Anmerkung 6 zu §8 46

der Gemeinderechnungsanweiſung von Müller , Mu⸗

r, Roth .

Anzeigegebühren . Können dem Straßenwart

nicht auch Anzeigegebühren bewilligt werden ?

Außer dem Polizeidiener und Feldhüter können

keine anderen Gemeindebedienſtete Anzeigegebühren
rhalten ( vergleiche die Verordnung vom 17 . Nov .

1874 , on poli

lichen Geſ . ⸗ und Vbl . Seite 577 ) .

D B. ſteht ein ſolcher Anſpruch
nicht zu

4

Sog . Genoſſenſchaftsausgaben . In der Ge⸗

meinderechnung wurden bisher als Soziallaſten be⸗

handelt und unter Abteilung III gebucht .

Die Bürgergabholzmacherlöhne ,
die Wieſenwäſſerungskoſten ,
die Hirtenlöhne ,
die Gebühren des Leichenſchauers .

Wie ſind dieſe Buchungen jetzt zu vollziehen ?

Nach der Geſetzesnovelle vom 26 . September

1910 , die Abänderung der Gemeinde - und Städte⸗

ordnung betr . findet eine Ausſcheidung von Aus⸗

gaben als ſog . Genoſſenſchaftsausgaben nicht mehr

ſtatt ; vielmehr gel 8 den dazu geeigneten Fäl
len nach Maßgabe der 88 74 —77 der Gemeindeord

nung Beiträge und 8680055 zur Erhebung . Die

bisherigen Beiträge können zwar nach wie vor er⸗

hoben werden , wie auch die hiermit zuſammenhän⸗
genden Ausgaben unter den geeigneten Rubriken der

Rech . ⸗Abt . II zu buchen ſind .

Die Bürgergenußlaſten gehören als vorſchüßlich
von der Gemeinde beſtritteneKoſten unterRechnungs⸗
abteilung III .

Waldertragsberechnung . Wann iſt am Schluſſe
der Rubrik §S 3 ' der Gemeinderechnung eine Rein

zu fertigen ?

Die Reinertragsberechnung iſt jedenfalls dann zu

fertigen , wenn ein Bürgernutzen beſteht . Dabei iſt

auch der anteilig auf den Wald entfallende Schulden

abzug nach § 7 des Vermögenſteuergeſetzes zu berück —

ſichtigen .

Auch bei Berechnung des den Almendgenuß —
berechtigten zur Laſt fallenden Staatsſteuerbetrages
iſt die Ermäßigung nach §S 31 des Vermögens - Steuer⸗
Geſetzes und der anteilige Schuldenabzug nach § 7
des V. ⸗St . ⸗Geſ . zu berückſichtigen .

Liegenſchaftsbeſchrieb in Rechnung . Iſt das

Verlangen , daß auch „ die der Gemeinde gehörigen
nicht ſteuerpflichtigen Grundſtücke aufgrund eines

kurz gefaßten Auszugs aus dem Grundbuche im Lie⸗

genſchaftsbeſchrieb der Gemeinderechnung aufgeführt
werden , berechtigt ?

32 Verlangen iſt in den Vorſchriften der

meinderechnungsanweiſung nicht begründet .
Die Verzeichnung des nicht ſteuerbaren Liegen⸗

ſchaftsbeſitzes einer Gemeinde wird auf die Fälle zu
beſchränken ſein , in welchen Liegenſchaftsinventare
( § 31 Abſatz 1 der Gemeinderechnungsanweiſung ) ,
geführt werden , dann aber richtiger aufgrund des

Lagerbuches erfolgen .



Buchungsordnung . Wo ſind in der Gemeinde⸗

rechnung zu buchen :

In Abgang zu v

merbeiträge ?
b) der Aufwand für die Landkrankenpflegerin

nen ?

c) die Koſten für Haftpflichtverſicherung ?
Der Poſten a unter Rubrik § 38 ( alle Abgangs

poſten der Rechn . ⸗Abt . II ſind unter dieſer Rubrik zu

buchen ) . Der Poſten b unter § 30 und die unter c

genannten Koſten unter § 39 .

errechnende Handwerkskam⸗0)

Vermögensſteueranlage der Gemeinden . Sind

die Steuerkommiſſäre zur Abgabe einer Darſtellung

r Vermögensſteuerveranlagung der Gemeinde ver

pflichtet ?

Die Steuerkommiſſäre ſind zur unentgeltlichen

Abgabe dieſer Darſtellung gemäß § 17 Abſatz 2 der

Vollz . ⸗V. ⸗O. zum Vermögensſteuergeſetz verpflichtet .

Die Gemeinden bringen die Darſtellung über die

Vermögensſteueranlage zur Re ng , damit der

Rechnungsſteller unter § 23 entſprechenden Rech

nungsvortrag fertigen kann

Kapitalaufnahme einer Gemeinde für Kirchen⸗

zwecke . Die evangeliſche Kirchengemeinde hatte die

Inſtandſetzung der Kirche mit einem zu 8080 Mark

beranſchlagten Aufwand beſchloſſen . Davon ſollten

5680 Mark durch vorhandene kirchliche Mittel

( Sammlungen und Beiträge ) gedeckt
Denden . Den

Reſt mit 2400 Mark beſchloß die polit . Gemeinde

beizuſteuern , idieſem Zwecke ein innerhalb 1051
18ren zu tilgendes Kapital aufzunehmen und der Kir

chengemeinde überweiſen . Von 77 Mitgliedern

der Gemeindeverſammlung erſchienen 27 , davon

ſtimmte 1 dagegen . ylt 430 Evan⸗

geliſche und 29 ſonſtige Einwohner

Das Bezirksamt verfügte , es

Lage , die Staatsgenehmigung zu dem B

Die Gemeinde z

in der

eſchluſſe der

volitiſchen Gemeinde zu erteilen . werde nicht

für angebracht gehalten , daß der Kirchengemeinde

die Schuldverbindlichkeit auf 10 Jahre hinaus im

Voraus abgenommen wird . Das Bezirksamt ſei viel⸗

mehr der Anſicht , daß es der Sachlage mehr ent⸗

ſpreche , wenn die Kirchengemeinde ſelbſt Schuldnerin

wird und die politiſche Gemeinde nur durch die im

Voranſchlag jährlich zu genehmigende Beihilfe zur

Tilgung und Verzinsung belaſtet werde . Es ſtehe
frei , eine Entſcheidung des Bezirksrats zu beantra⸗

gen .

Auf dieſe Verfügung wollte das Pfarramt die

Sache dem Miniſterium des Innern zur Entſchließ⸗

ung vorgelegt haben . Die Kirche ſtehe auf den Na⸗

men der politiſchen Gemeinde im Grundbuch . Es

ſei eine unnötige Belaſtung der einzelnen Gemeinde⸗

glieder , wenn die Schuld auf den Namen der Kir⸗

chengemeinde aufgenommen werden müßte .

Hierauf überſandte das Bezirksamt die Atten

ſt dem Oberkirchenrat Aeußernug unter

in einem früheren Schrei
zunä

Hinweis darauf , daß dieſer

ben betreffs dieſer Angelegenheit ſelbſt die Regelung

zur

in der vom Bezirksamt vorgeſchlagenen Weiſe gut

geheißen habe .

Der Oberkirchenrat erwiderte , er ſei von vorn

herein der Anſicht geweſen , daß das Anlehen von

der Kirchengemeinde aufgenommen werden müſſe

und erklärte ſich mit der Regelung im Sinne der

amtlichen K ng einverſtanden . eſer Re⸗

gelung werde ja auch die Einführung der Ortskir

chenſteuer nicht nötig , wenn die politiſche Gemeinde

den erforderlichen Tilgungsbetrag für die Schuldie

jährlich

Na Bei di

zeihilfe an die Kirchengeme in ihren

ſchlag aufnimmt und ezirksamt regel⸗

mäßig die Genehmigung dazu erteilt , wie das in der

amtlichen Verfügung in Ausſicht geſtellt iſt und wie

dies auch in anderen konfeſſionell ganz oder faſt ganz

ungemiſchten Gemeinden geſchieht . Die Kirchenge

meinde hätte mit Ortskirchenſteuer nur bedingungs⸗

weiſe einzutreten,wenn die Schuldentilgung ausMit⸗

teln der politiſchen Gemeinde aufSchwierigkeiten ſto⸗

ßen würde . Es ſei daher auch nur eine bedingungs⸗
weiſe Üübernahme auf Ortskirchenſteuer nach Art . 27

des Kirchenſteuergeſetzes zu beſchließen . Der Ober⸗

kirchenrat veranlaßte hiernach das Pfarramt ſeinen

Antrag auf Vorlage an das Miniſterium zurückzu

zieh den Beſchluß der Kirchengemeindevertretung

wegen Aufnahme der Schuld durch die Kirchenge
meinde herbeizuführen und im Uebrigen ſich damit

begnügen , daß die Aufbringung der Schulden

durch die Gemeinde nach

bezirksamtlichen Verfügung hinreichend gewähr —
leiſtet erſcheint . Ein Beſchluß der Gemeindever

ſammlung , daß die politiſche Gemeinde die jährliche
Beihilfe zur Tilgung Verzinſung der Schuld

auf 10 Jahre hinaus ( nicht aber die Kapitalaufnahme
ſelbſt ) zuſagt , hätte übrigens vom Bezirksamt wohl

» Beanſtandung erfahren

01En,

nRiene) olitiſche

un S
und S
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224¹. Sparhaſſenweſen .
Vermittelung von Hypothekendarlehen durch die

Grundbuchhilfsbeamten ( Ratſchreiber ) . ( Von P . E.

in M. ) . In den Landgemeinden hauptſächlich iſt der

Grundbuchhilfsbeamte ( Ratſchreiber ) die Vermit

telsperſon der kapitalbedürftigen Bevölkerung
Baut jemand ein Haus oder kauft einen Acker

und fällt hierzu die Aufnahme eines Anlehens nötig ,
ſo wird in erſter Linie der Grundbuchshilfsbeamte
um Vermittelung einer Kreditanſtalt angegangen .

Obwohl in den betreffenden Bezirken gute Kaſſen

wie Sparkaſſen , Landesverficherungsanſtalt ꝛc. einge⸗

führt ſind und ſich jeder Geldſuchende leicht ſelbſt
Auskunft ſchriftlich oder mündlich holen könnte , ſo

beſteht bei den nicht geſchäftsgewandten Leuten bei

Erledigung ihrer Geldangelegenheiten oft eine komi⸗



eholfenheit . Der Hilfsbeamte beſitzt eine Art

isſtellung den Geldſuchenden gegenüber . Er

Hypothekenbeſtellung dienſtlich

zu tun und kommt mit den Kreditbedürftigen in per⸗

ſönliche Berührung . Nicht will einen anderen

oft ſeinen beſten Freund nicht wiſſen laſſen ,

mit der

wieviel Kapital er aufnehmen muß . Der Hilfsbe

amte weiß es

der Regel um
e ierbei einer

ja ohnedies und ſo wird er auch in

Vermittelung angegangen ; er fragt

Kaſſe an , ob ein Kapital auf erſte Hypo⸗

ſo und ſo viel Mark zu erhalten

er Zuſage iſt das Darlehen vermittelt .

— — 83 die Grundbuch⸗

hilfsbeamten ſeitens der darleihenden Kaſſe oft be⸗

rächtliche Summen , meiſt in der Form von Pro⸗

viſionen , die in keinem Verhältnis zu dem Arbeits⸗

üfwand und der Verantwortung ſtehen . Die Kaſſen

Vergütungen hauptſächlich in der

Zeit gerne , damit ſie ihre verf

anl egen konnten und aus dem weiteren

n

de

ſie auch bei anderen Anläſſen z. B.

von Auskunft über Bürgen bei

wlehen und Prolongationen derſelben

illigſt Auskunft erhielten . Durck

mein herrſchende Geldknappheit der 1

die Sache ch etwas anders geworden . Die Kaſ —

ſen konnten in ſehr vielen Fällen den Nachfragen
nach Geld nicht gerecht Für die Kaſſen

fielen daher die Vorausſetzungen weg unter denen ſie

früher für Vermittelung von Hypotheken Vergü⸗

gewährten . Einzelne Sparkaſſen haben auch

ich die Zahlung ſolcher Vergütungen einge⸗
t. Ja es liegt ſeitens der Sparkaſſen viel näher

hnlich wie die Banken bei Gewährung von Dar⸗

lehen zu erheben . Nach Anſicht des

8 Pflicht eines Gemeindebeamten deir

6 81 Rat und Tat zur Seite zu ſtehen

auch wenn keine beſondere Entlohnung im Einzel⸗
f

ſteht . Er leiſtet auch durch 382
nft der Sparkaſſe gegenüber ie

ſa mtheit , denn die Sparkaſſen könnten

bei mangelndem Entgegenkommen der einzelnen

Gemeinde die Konſequenzen ziehen und ſich den be⸗

treffenden
—————

gegenüber mehr

Zurückhaltung auferlege

8
Dienſt der Ge

Mit den 58 Verhältniſſen mußte jedoch

gerechnet werden und um Unzuträglichkeiten zu ver⸗

meiden hat das Miniſterium des Gr . Hauſes , der

Juſtiz und des Auswärtigen mit Erlaß vom 7. Mai

1912 Nr . J . 17331 angeordnet , daß Grundbuchhilfs⸗
beamte , die künftig gegen Entgelt in Hypothekenan⸗

gelegenheiten vermittelnd tätig werden wollen , hier⸗

zu die Genehmigung des mit derDienſtaufſicht betrau⸗

ten Landgerichts einzuholen haben . Eine Spar⸗

kaſſe hatte nun an zwei Grundbuchhilfsbeamte frei⸗

willige Vergütungen der obengenannten Art ge⸗

währt . Die betreffenden Beamten hatten , obwohl
ihnen die gewerbsmäßige Vermittelung von hypo⸗

Einholung der (.

D en Darlehen war , dieſe freiwilligen

Zuwendungen angenommen . Um einer Umgehung
der Anordnung des W vom 7. Mai 1912

vorzubeugen , wurde der Sachverhalt zur Entſchei⸗

dung vorgelegt . Die Entſchließung , welche das Mi —

niſterium des Gr . Hauſes , der Juſtiz und des Aus

wärtigen unterm 20 . November 1913 Nr. J. 43931

erließ 900 folgenden Wortlaut :

An die Grundbuchnotariate : In unſerem Er

laſſe vom 7. Mai 1912 Nr . J . 17331 obigen Betreffs

haben wir angeordnet , daß Grundbuchhilfsbeamte ,

die künftig gegen Entgelt in Hypothekenangelegen

heiten vermittelnd tätig werden wollen , hierzu die

Genehmigung des mit der Dienſtaufſicht betrauten

Landgerichts einzuholen haben . Es hat ſich nun er

geben , daß an manchen Orten die Grundbuchhilfsbe

amten von Sparkaſſen für vermittelte hypothekari

ſche Darlehen freiwillige Zuwendungen , ſei es

5 von Bauſchbeträgen , ſei es in Form von

daß ein Rechtsanſpruch

auf eine Vergütung beſteht . Es mag in derartigen

Fällen zweifelhaft ſein , ob auch hier die Voraus⸗

ſetzungen zur Einholung der landgerichtlichen Ge

zen. Um Mißſtände zu vermei⸗

den und um Umgehung der obengenannten

Vo werden hiermit die Grund⸗

bud hil Ebenmien angewieſen , von ſolchen freiwilli⸗

gen Zuwendungen , die ihnen aus Anlaß ihrer Ver⸗

mittelungstätigkeit von Sparkaſſen oder Stiftungen

zugewieſen werden , dem Grundbuchbeamten Anzeige
ache der Grundbuchbeamten iſt es

ten Falle zu prüfen , ob etwa die

andgerichtlichen Genehmigung zur

weiteren Beſorgung dieſer Nebengeſchäfte angezeigt

cheint , und ob eine Entſchließung des Bezirks⸗
amts darüber herbeizuführen iſt , ob auch derartige

Fälle in die nach der Verordnung vom 7. Oktober

1901 , die Rechtsagenten betr . ( G. ⸗ u. V. ⸗Bl . 1901
S

167 ) vorgeſchriebenen Geſchäftsbücher einzutragen

in

Proviſionen erhalten , ohne

nehmigung vo

ubeugen ,

zu erlatten . Se

dann , im einzelr

ſind .

4 . ſen .
Umſtänden kann die Invaliden⸗

llig fortgeſetzt Der Segen
3 — — wird jetzt wohl allge⸗

terkannt . Der beſte Beweis dafür iſt der ,

zeine Anzahl auswärtiger Staaten unſerem Bei⸗

ſpiel nach
gefolgt

iſt und ſich unſere Einrichtung zum
0 Eine ganz beſondere Ver⸗

das Geſetz dadurch , daß es nicht

ß einen erungszwang eingeführt hat , ſon⸗
dern auch eine Perſtheung gewährt .

In die Analtden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung
ach den 88 1243 und 1244 der Reichsver⸗

ich W gewiſſe Perſonen freiwillig ein⸗

treten , ſowie diejenigen , die aus einem verſicherungs⸗
pflichtigen Verhältnis ausſcheiden , die Verſicherung

freiwillig fortſetzen oder ſpäter erneuern .

255, .



iſt es ſtreitig geworden , ob die

zur freiwilligen Fortſetz ung der Verſiche —

davon abhängig iſt , daß d5 100 Pflicht⸗

beiträge geleiſtet ſind . Das Reichsv mt

hat dies verneint . Nach der Vorſchrift des §S 1445
ſ.

3 gelten mit dem Alblaufe von zehn Jahren ſeit

der Aufrechnung einer Quittu

Marken eg

In einem Falle

Befug jnis

mindeſten

ngskarte die in die⸗

ſer verwendeten ißig als Pflicht

3 Je. Desoder als Selbſtverſicherungsl halb kann

unter Umſ en jemand nvalidenrente er⸗

langen , der weniger als 100 Beitröge auf Grund

der geſetzlichen Verſicheru

hat . Das Geſetz hat mit auf die Grund⸗

ſätze von Treu und Glauben und die Sicherheit des

Rechtsverkehrs die formale Verſicherung

wiſſen Vorausſetzungen der Markenverwendung auf

Gruͤnd geſetzlicher Verſicherungspflicht oder Verſi

cherungsberechtigung gleichgeſtellt . Wollte man für

die Weiterverſicherung den Nachweis von mindeſtens

100 Pflichtmarken verlangen , ſo kann

ten zu erheblichen Nachteilen für die Verſicherten füh⸗

ren . Wenn z. B. vor der — — von 100 Beiträ

gen eine längere Unterbrechung in der verſicherungs⸗

nachgewieſen

unter ge⸗

dies nicht ſel —

2

pflichtigen Beſchäftigung eintritt, ſo könnte die An⸗

wartſchaft auf die Rente leicht erlöſchen , falls eine

freiwillige Verſicherung nicht zuläſſig wäre . Dieſe

ſoll aber gerade dazu dienen , das Erlöſchen der An⸗

wartſchaft zu verhindern . Auch ſonſt muß denen ,

die noch nicht 100 Pflichtbeiträge geleiſtet haben ,

die Möglichkeit gelaſſen werden , ſich freiwillig weiter

zu verſichern , denn ſie können ſtets wieder in eine

verſicherungspflichtige Beſchäftigung eintreten , und

es genügt dann zur Anrechnung der freiwilligen Bei⸗

träge , daß einſchließlich der ſchon geleiſteten Pflicht⸗˙

beiträge 100 Pflichtwochen nachgewieſen werden .

Auch brauchen unter den zur Erfüllung der Warte⸗

zeit für die Altersrente erforderlichen Beiträgen nicht
100 Pflichtbeiträge enthalten zu ſein .

6 . Sonſtiges .
Mannheim . Der

Dr . Reiß hat auch die

jüngſt verſtorbene Geheimrat

pfälziſchen Gemeinden Neu⸗

hofen und Waldſee , deren Ehrenbürger er war und

deren Jagden ſeit vielen Jahren im Beſitz der Fa⸗K

milie des Verſtorbenen waren , je 25000 Mark ver

macht . In gleicher Weiſe erhielt auch die Gemeinde

Rheingönnheim , deren Jagden er erſt in den letzten

Jahren pachtete , 10000 Mark . Die Vermächtniſſe
ſollen zu notwendigen Schulhausbauten verwendet
werden . Was nicht gebraucht wird , findet zur

Schaffung eines Umlageausgleichfonds Verwendung .
Der Stadtverordnetenvorſtand hat beim

Stadtrat angeregt , den Stadtverordneten das

Recht einzuräumen , neben den Interpellationen auch

ſog. „ Kurze Anfragen “ an den Oberbürgermeiſter
bezw . den Stadtrat zu richten . Der Stadtrat hat ſich
bereit erklärt , dieſer Anregung zu entſprechen .

Baden⸗Baden . Einen günſtigen Abſchluß hat

ten im Jahre 1913 die ſtädt . Betriebswerke , die nicht

täßigen Beiträge zurnur die voranſchlagsn Stadt

kaſſe leiſten , ſondern erhebliche Mehrbeträge ablie

fern konnten . Es haben
—. .

iefert das ſſerwerk

den Voranſ173000 Mark ( über oranſchlag 10000

das Gaswerk 235000 Mark ( mehr 15000 Mark ) das

Elektrizitätswerk 177000 Mark ( mehr 20000 ) .

Mehrerträgniſſe mit 45000 Mark ſind dem

den Reſervefonds vorden . Die Straßen

und Bergbahn brachte zur Verzinſung und
——60350 Mark auf und zum Erneuerungsfonds 26250

Mark .

Mark 7

Dieſe

beſtehen

Eine außerordentlich wichtige Sitzung des

Bürgerausſchuſſes fand hier ſtatt , be

ſonders wichtig inſofern , als in derſelben neben an

dern auch die Frage des Krankenhaus

lich ihre fand . Gleich der

Tagesordnung betraf dieſe

beantragte hierzu , an Hängen 2 ———

ein neues Krankenhaus mit einem Koſte

von 1593000 Mark zu erſtellen . Das Projekt , nach

welchem im Hauſe 170 Betten Aufftelung Kinden
können , wurde nach eingehender Beratung geneh

migt , ebenſo der Antrag für Erbauung einer Aus

ick Hardberg 156000 Mark und

Neubaues end

erſte Punkt der

Frage . Der Stadtre

Löſung

den

chtsſtraße am untern

für Geländeerwerbungen und Aufwendung für bau

liche Erſchließung des Hardberges rund

zu bewilligen . Ein weiterer Antrag des Stadtrats ,

im Stadtteil Lichtental , ulhaus zu er

richen , für welches insgeſamt 50 Mark ange

fordert werden , fand gleichfalls die Zuſtimmung des

Kollegiums und eine vom S beantragte Aen

derung der Schlachthofgebührenordnung wurde gut

geheißen . Für die Errichtung eines Blockhauſes für

das Städt . Waldeafe wurden 28000 Mark angefor
dert ; das Projekt hatte zwar in den Kreiſen der Ir

haber von Reſtaurants und Cafes

weil ſie befürchten , daß ihnen die Stadt

liebſame Konkurrenz macht , doch fand auch dieſes

Projekt die Billigung des Kollegiums . Vor Ein

tritt in die Beratungen der verſchiedenen
9

der Tagesordnung gab der Vorſitzen

ſicht über die Aufgaben , die in nächſter Zeit

ſeien und erklärte dabei , daß eine mäßige Erhöhung

der Umlage für das Jahr 1914 ſich nicht vermeiden

laſſen werde , daß aber trotzdem Bade

wie vor unter den Städten der Städte⸗O

niedrigſten Umlagefuß haben werde .

Lörrach . In einer vom Gemeindeverba

die Gasverſorgung im Amtsbezirk Lörrach ſtattge
habten Verſammlung wurde bekannt gegeben , daß

die Fernverſorgung gute Fortſchritte macht . Einem

Anlehen von 600000 Mark bei der Angeſtelltenver⸗

250660 *0 0 M ＋

ein neues Sch

12985

manche Gegner ,

eine un

zu löſen

⸗Baden nach

denrdnung

d fürn

ſ.

ſicherung wurde zugeſtimmt . Auch wurde der Vor⸗

anſchlag für 1914 genehmigt . Für das Jahr 1913

erhalten die dem Verband angeſchloſſenen Gemein⸗

den ſchon anſehnliche Zuwendungen .



Heidelberg . Beim Stadtrat iſt ein Antrag ein —

gangen , als Beihilfe für Heidelberger Ge⸗

werbeteibende , welche die Bad . Jubiläums⸗

ausſtellung 1915 in
— — beſchicken wollen , in

die Voranſchläge für die Jahre 1914 und 1915 je

den Betrag von mindeſtens 1500 Mark einzuſtellen .

Freiburg . Daß die Stadtgemeinde Freiburg

ſchöne und große Waldungen beſitzt , geht aus einer

Vorlage an den Bürgerausſchuß hervor , nach wel —

cher ein außerordentlicher Holzhieb im Umfang von

60000 Fſtm . vorgenommen werden ſoll . Die Aus⸗

führung ſoll im Jahrzehnt 1912 —1921 neben dem

ordentlichen Abgabeſatz von jährl . 20000 Fſtm . er⸗

folgen . Der Reinerlös des außerordentlichen Hiebs

wird ſich auf etwa 700000 Mark beziffern . Die Vor⸗

lage wurde beſonders damit begründet , daß in den

ſtädt . Hochwaldungen ein erheblicher Uebervorrat

an Altholzbeſtänden vorhanden iſt , der aus wald —

baulichen wie wirtſchaftlichen Gründen genutzt wer⸗

den ſollte .

— Der Bürgerausſchußß hat die Auf⸗

nahme einer ſtädt . Anleihe durch Schuldverſchrei —

bungen in Höhe von 10 Mill . Mark genehmigt . Der

Zinsfuß iſt 4 Proz . , der Tilgungsſatz 1 / Proz . , die

Tilgungsdauer 34 Jahre . Mit der Tilgung ſoll 1919

begonnen werden . Dem von verſch . Seiten geäußer⸗
ten Verlangen , mit Rückſicht auf die kleinen Sparer

möglichſt ausreichende Anteilſcheine von 500 Mark

und 200 Mark auszugeben , iſt 3 worden .

Tauberbiſchofsheim. Sine kürzlich hier abge⸗

haltene gut beſuchte Verſammlung von Gemeinde⸗
vertretern beſck häftigte ſich mit der Verſorgung des

Bezirks Tauberbiſchofsheim mit Elektrizität . Es er⸗

klärten ſich bei der Abſtimmung 27 Gemeinden be⸗

reit , einem Gemeindezweck - Verband beizutreten , um

dem Bezirk eine baldige und gute Verſorgung mit

Elektrizität zu verſchaffen .
— Das längſt geplante Projekt der

Waſſerverſorgung in der fränkiſchen Hochebene wurde

einer nochmaligen Prüfung unterzogen . Dabei er⸗

gab ſich als Koſtenaufwand für die Errichtung der

Anlage ohne Schaden für ſeine Solidität die Summe

750000 Mark oder zirka 30000 Mark weniger
s beim vorausgegangenen Voranſchlag . Außerdem

das Großh . Miniſterium des Innern , um den

betreffenden Gemeinden die Ausführung zu ermögli⸗
chen , den Beſchluß gefaßt , den Staatsbeitrag von 40

auf 455 Prozent zu erhöhen , der mithin 340000 Mark

beträgt , während die beteiligten Gemeinden mit den

zwei Weilern die Summe von rund 400000 Mark

aufzubringen
Singen . DerBürgerausſchuß hatte ſich mit der

Einführung einer Verbrauchsſteuer auf Bier ( 50

Pfennig für das Hektoliter ) zu beſchäftigen . Der

Ertrag mit etwa 20000 Mark ſoll wie folgt verwen⸗
det werden : 10 Proz . dem Straßenbaufonds , 50

Proz . dem Umlageausgleichfonds und 40 Prozent

einem Arbeitsloſenfürſorgefonds . Die Vorlage

wurde mit 40 gegen 31 Stimmen angenommen . Es

wurde hervorgehoben , daß die Brauereien die Steuer

ſehr wohl tragen könnten , zumal trotz des weiten

Wegs nach Konſtanz und 65 Pfennig Abgabe fürs

Bier dort dieſes nicht teuerer verkauft werde . Von

einer Umlageerhöhung würden gerade Induſtrie ,

Geſchäftsleute und damit auch die Arbeiterſchaft em —

pfindlich getroffen .

Klingenberg ( am Main , Bayern ) . In Klin⸗

genberg , das keine Gemeindeumlagen erhebt , konn⸗

ten infolge des günſtigen Geſchäftsganges im ſtädt .

Tonbergwerk auch heuer wieder je 400 Mark an die

Bürger der Stadt verteilt werden .

illheim . Der Bürgerausſchuß in

ſeiner letzten Sitzung die Erhöhung der Ver ——5⸗

ſteuer auf Bier von 60 auf 65 Pfennig . Dieſe Er⸗

höhung wurde vom Gemeinderat mit Rückſi 01 auf

die wirtſchaftliche Bedeutung des Rebbaues gerade
in der Müllheimer Gegend befürwortet . Einſtim⸗

mige Annahme fand dann die Vorlage des Gemein⸗

derats über einen Ideenwettſtreit zu einem Volks —

ſchulhausneubau . Die Koſten des Neubaues ſind auf

170000 Mark veranſchlagt .
Niederwinden ( A. Waldkirch ) .

ver Bucher und ſeine Gemahlin Karolina geb . Geh⸗

ring feierten das Feſt der goldenen Hochzeit .

Wieblingen ( A. Heidelberg ) . Der Bürgeraus⸗

ſchuß genehmigte nach heftiger Diskuſſion mit 35 ge —

gen 28 Stimmen den Koſtenvoranſchlag für das neue

Schulhaus , das mit Dampfh ig verſehen und in

dem ein Volksbad eingerichtet werden ſoll . Der

Bau wird von Architekten H. Damm hier ausgeführt .
Die Kanaliſierung der Friedrich - , Louiſen - und

Mühlſtraße , wurde einſtimmig genehmigt .

Schluchſee ( A. St . Blaſien ) . Altbürgermeiſter
Johann Bernauer und ſeine Gemahlin feierten das

Feſt der goldenen Hochzeit . Dem Jubelpaare wurde

durch Oberamtmann Heß in St . die Erin⸗

1*

Ratſchreiber Xa⸗

8

nerungsmedaille überreicht . Die Gemeinde ernannte

Herrn Bernauer zum Ehrenbürger . Herr Bernauer

iſt der Vater des Landtagsabgeordneten Dr . Ber —

nauer .

Eichel , ( A. Wertheim ) . Die Gemeindeverſamm
lung befaßte ſich in der letzten Sitzung mit der nö⸗

tigen Erweiterung des Schulhauſes und erörterte die

zwei Projekte , Umbau sder Neubau für das Schul⸗
haus und damit verbundene Rathaus , und zwar ſoll

kein neuer Platz erworben werden , ſondern es ſoll
auf dem alten erſtellt und das alte Haus demnächſt

zum Abbruch verſteigert werden . Die Bauinſpek⸗
tion wird mit der Anfertigung der Pläne beauf⸗

tragt . Der Schulunterricht wird über die Bauzeit
in einem Wirtsſaal abgehalten .

Bauſchlott ( A. Pforzheim ) . Eine Vertreterkon

ferenz beſchäftigte ſich mit der geplanten Automobil⸗

verbindung Pforzheim Bretten . Die Beteiligung

F



der erten Gemeinden , auch der Stadt Pforz

heim und Bretten war ſehr lebhaft . Bekanntlich

wird ſchon ſeit Jahren der Bau einer Staatsbahn

von Pfor zheim nach Bretten angeſtrebt . Die Be⸗

ingen hatten aber bisher keinen Erfolg und auch

in abſehbarer Zeit wird der Bahnbau nicht verwirk

licht werden können . Nach dem der Konferenz jetzt

unterbreiteten Koſtenvoranſchlag über geplante

Automobilunternehmen iſt Berückſichtigung

Tages⸗ und Arbeiterverkehrs mit einem hrli

Einnahmeausfall von ungefähr 14000 Mark zu rech —

nen . Dieſes Defizit wird durch den Maſſenverkehr

der in Betracht kommenden 700 Arbeiter bedingt ,

für welche teure Laſtwagen nötig werden , die tags

über unbenützt bleiben Staats⸗ und Gemeinde

zuſchüſſen ſind Mark bewilligt , ſo daß

dem Unternehmer noch ein ungedeckter Aufwand von

8500 Mark verbl In der Ausſprache über das

Projekt wurde u. a. die Einrichtung eines Automo —

bilbetriebs gewünſcht . Anderſeits wurde eine elektri —

ſche Bahnverbindung zwiſchen Pforzheim und Bret⸗

ten angeregt . Schließlich wurde eine Reſolution an —

genommen , in welcher die Großh . Regierung erſucht

wird , einen ſtaatlich betriebenen Automobil - Tages⸗
und Arbeiterverkehr zwiſchen Pforzheim und Bretten

einzuführen und , falls das nicht möglich , genügend
Mittel einem Privatunternehmen zur Verfügung zu

ſtellen .

Bruchſal . Der Bürgerausſchuß

den Dienſtvertrag mit dem neuen Oberbürger⸗

meiſter Dr . Meiſter , wonach derſelbe ein Anfangs⸗

gehalt von 7500 Mark und jeweils nach zwei Jah —
ren eine Zulage von 500 Mark erhalten ſoll ,
ſodaß im 9. Jahr der Höchſtgehalt mit 9500 Mark

das

bei des

N

An

bisher 5500

»ileibt

genehmigte

erreicht wird . Zu dem Gehalt kommt ein Wohnungs⸗
geld mit 1500 Mark pro Jahr . Die Penſionsver

hältniſſe werden nach den Beſtimmungen des

ſchen Beamtengeſtzes geregelt .
Schwetzingen . Die vom Gemeinderat der

Schwetzingen gegen das Urteil des

Mannheim eingelegte Berufung im Prozeß des

Stadtrechners Schilling gegen die Stadtgemeinde
wurde vom Oberlandesgericht Karlsruhe als unbe —

gründet zurückgewieſen und die Gemeinde verpflich⸗

tet , an Stadtrechner Schilling bis zum 27 . November

1915 ein monatliches Gehalt von 258,33 Mark zu

zahlen und die Koſten des Rechtsſtreites zu tragen .

Aus der Volksſchule . Im Jahre 1913 waren

an den Badiſchen Volksſchulen angeſtellt : 39 Rek⸗

toren , 337 Oberlehrer , 3184 Hauptlehrer , 358 Haupt⸗

lehrerinnen und 2381 unſtändige Lehrer —— Lehre⸗
rinnen . Geſamtzahl des Lehrerperſonals 6299 .

Bezüglich der Arztgebühren
die Gemeinden oftmals im Unklaren , weshalb

auf folgende Punkte aufmerkſam gemacht wird :

badi⸗

Stadt

Landgerichts

ſind

f Hat ein Arzt ärztliche Hilfe lediglich auf priva

tes Anſuchen des Kranken und ohne öffentlich recht

liche Verpflichtung geleiſtet , ſo hat er einen Anſpruch

auf Erſatz aus Mitteln der öffentlichen

nur unter der gleichen Vorausſetzung wie

Dritte (§S 6 d. Armengeſ . ) . Wichtig iſt hier , daß der

Anſpruch auf Erſatz erſt mit Tage der geſche⸗

henen Anzeige an den Armenrat beginnt . ( § 6 Arm .

Geſ . ) .

Falls der Arzt die Behandlung

in der Annahme übernommen hat , daß ihm die ärzt⸗

lichen Behandlungskoſten bezahlt und ſieht

ſich dann in ſeinen Erwartungen getäuſcht , verleiht

31* uyflo —
Armenpflege

jeder

dem

6

des Kranken

wer de

dem betr . Arzt keinen Anſpruch gegen die Armen —

behörde .

Für Aerzte und Apotheker iſt in § 7 Arm . ⸗Geſ .

allerdings die Sonderbeſtimmung enthalten ,

einen Anſpruch auf den

daß ſie

Bezug der geordneten Ge

bühren und Taxen aus Mitteln der öffentl . Armen —

pflege haben , aber nur dann , wenn ſie zur Hilfe

öffentlich rechtlich verpflichtet ſind .

Ein Privatarzt iſt nicht

liſch verpflichtet ,

denden

geſetzlich , wohl aber mora

in dringenden keinen Verzug dul

Fällen dem Armen Hilfe zu leiſ Der

Arzt muß in einem ſolchen Fall alsbald in der Regel

ſpäteſtens nach dem erſten Beſuch der Armenbehörde

entſprechende Anzeige erſtatten . Tut er das nicht ,

geht er dadurch ſeines Anſpruchs gegen die

menbehörde verluſtig .
Gemeinden zuzumuten , für die ausfallenden

Forderungen der Aerzte einzutreten und ſie als Ar

menaufwand zu begleichen , geht mangels einer ge⸗

ten .

ſoU

betr . Ar

ſetzlichen Grundlage nicht an .

Anfrage .

Der Voranſchlag einer durch Abtrennung von

einem großen Kirchſpiel neu errichteten katholiſchen

Kirchengemeinde für 1913 — der erſtmalige iſt

infolge Einſprachen gemäß Art . 25 Abſ . 2 des Orts⸗

kirchenſteuergeſetzes durch Beſchluß des Bezirksrats

vom 29 . Dezember 1913 genehmigt worden ,

die Einſprachen für unbegründet erklärt wurden .

Die letzteren ſtützen ſich darauf , daß die Einſprecher ,

welche nicht auf dem Gebiet der neuen

wobei

fü

Kirchenge⸗
meinde wohnen , als Ausmärker nach Art . 13 des

Geſetzes zu Unrecht beigezogen würden . Die Steuer⸗

werte , um welche es ſich in den Einſprachen handelt

liegen auf einer abgeſonderten unbewohnten Gemar

kung , welche Errichtung der Kirchenge⸗

meinde deren Gebiet beigeſchlagen worden iſt . Filia

liſten im Sinne des Geſetzes ſind die Einſprecher

nicht . Der Beſchluß des Bezirksrates konnte

Beteiligten erſt 1914 zugeſtellt werden , ſein hts⸗

kräftigwerden war 1913 nicht mehr möglich , die

Vollzugsreife des Voranſchlags nach Art . 26 des Ge

ſetzes und § 29 der Voranſchlagsanweiſung wird

erſt 1914 eintreten .

bei neuer

den

RO



Fragen .
1. Kann das Steuererhebungsregiſter für 1913

auch 1914 noch gemäß Artikel 28 des Geſetzes und §

39 der Voranſchlagsanweiſung für vollzugsreif er⸗

klärt werden ? Beſtehen Bedenken , auch 1914 noch

rückwirkend für 1913 die Steuererhebung in

die Wege zu leiten .

2. Hätte die Vollzugsreiferklärung des Regi⸗

ſters für 1913 etwa dann unbedenklich noch 1914 aus⸗

geſtellt und rückwirkend Steuer erhoben werden kön⸗

nen , wenn es möglich geworden wäre , den Voran —

ſchlag noch vor Ablauf des Jahres 1913 vollzugs⸗

zu bringen und die Steuerforderungszettel noch

vor Jahresſchluß zuzuſtellen ?

reif

Antwort .

Eine Entſcheidung über die hier aufgeworfene

Frage iſt m. W. bis jetzt nicht ergangen .

Der im Jahr 1913 gefaßte Beſchluß der Kirchen

gemeinde , für 1913 eine Ortskirchenſteuer nach Maß⸗

gabe des feſtgeſtellten Voranſchlags zu erheben , kann

unter den vorliegenden beſonderen Verhältniſſen

wohl unbedenklich auch noch im Jahr 1914 vollzo⸗

gen und demgemäß auch das Steuereinzugsregiſter

für 1913 noch im Jahr 1914 für vollzugsreif er⸗

klärt werden . — Art . 28 O . K . St .G. —

Der Umſtand , daß infolge von Einſprachen ge⸗

gen den Voranſchlag der letztere erſt im Jahre 1914

vollzugsreif geworden iſt , kann doch wohl nicht da⸗

zu führen , daß nun für 1913 die Erhebung der be⸗

ſchloſſenen Steuer unterbleiben muß . Die Vorſchrift
in Artikel 22 O . K . St .G. , wonach der die Erhebung

kirchlicher Steuern verfügende Kirchengemeindebe⸗

ſchluß vorbehaltlich der Beſtimmungen in Ar⸗

tikel 23 und 27 a. a. O. — für die Dauer eines Ka

lenderjahres wirkſam iſt , iſt im Hinblick auf Art . 23

Abſatz 2 O. K. St. G. wohl dahin zu verſtehen , daß
die Beſchlußfaſſung der Kirchengemeinde über Er⸗

hebung von Kirchenſteuern , vorbehaltlich der Beſtim⸗

mungen in Artikel 23 und 27 O. K. St . G. , jeweils
nur für ein Kalenderjahr erfolgen kann . Das iſt aber

auch hier geſchehen .

Im Hinblick auf § 41 Abſ . 2 der katholiſchen

Ortskirchenſteuerverordnung vom 15 . Mai 1908 ( G. ⸗
V. ⸗Bl . Seite 219 ) dürfte aber dem Steuerpflichtigen
für die Zahlung der II . Steuerhälfte des Jahres 1913

auf Anſuchen oder allgemein eine angemeſſene Friſt

zu gewähren ſein . K.

7 . Verband der Land⸗ und kleinen

Stadtgemeinden .
Verſammlungsberichte .

Bezirksverſammlung . Am Sonntag den 18 .

Januar fand im Gaſthaus zum Hecht in Unterbicht⸗

lingen eine Bezirksverſammlung der Bürgermeiſter⸗

vereinigung des Amtsbezirks Meßkirch ſtatt , an wel⸗

οσ

Drcher auch Herr Oberamtmann Dr . Pfützner teil⸗

nahm .

Trotz der herrſchenden Kälte war dieſelbe be⸗

reits von ſämtlichen Kollegen beſucht , ein Beweis

von regem Intereſſe .
Die umfangreiche Tagesordnung fand unter

reger Beteiligung an der Diskuſſion glatte Erle⸗

digung . Die durch die Zeitſchrift - Germeinſchaft er

zielte Vereinheitlichung wurde von allen Kollegen

begrüß Ebenſo iſt die Förderung der Gemeinde⸗

und Familienchronik - Sache ſehr begrüßt und Unter

ſtützung zugeſagt worden . Ein Verzeichnis der

meinden , die künftig ihren Neubürgern die von Ge

werbelehrer Kleiner in Konſtanz künſtleriſch gefer

tigte Urkunde zufertigen werden , wurde dem Verlag

J . Winter in Konſtanz mitgeteilt .

Durch eine herzliche Anſprache des

Ge

Herrn Amts

vorſtands und ein vom Vorſitzenden der Verſamm

lung auf S . K. H. den Großherzog ausgebrachtes Hoch

fand die Verſammlung ihren Abſchluß .
ο MuDen gemütlichen Teil ſtellten Künſtler der

ſik und der Geſangverein Waſſer .

Es war wirklich eine ſehr gemütliche Stim⸗

mung unter den Kollegen , nur zu früh entführten

uns die Züge die Herren Kollegen .

Heidelberg , 6. Febr . Geſtern fand dahier

Rodenſteiner eine von 40 bis 50 Teilnehmern aus

dem 18 Heidelberg und einigen Nachbarbezirken
4 irgermeiſterverſammlung ſtatt , deren

weck es war , zu dem vom Verband der mittleren

Städte beabſichtigten Antrag an die Gr . Regierung

auf völlige Uebernahme der Volksſchule in ihrem

geſetzlichen Mindeſtumfang durch den Staat Stellung

zu nehmen .

Nach einer kurzen Begrüßung durch den Vor*
9

ſitzenden und einem einleitenden Referat des Ver —

bandsſekretärs entwickelte ſich eine ſehr lebhafte und

angeregte Diskuſſion , bei welcher alle in Betracht

kommenden Geſichtspunkte eingehend erörtert

den .

Der Verband der mittleren Städte begründet

ſeinen Antrag hauptſächlich mit dem Umſtand , daß

er durch die neuen Schulverordnungen beſonders die

§§ 7 und 17 der V. ⸗O. über die Schulbehörden das

Aufſichtsrecht der Gemeinde über die Unterrichts⸗

und Erziehungsleiſtungen der Schule als endgültig

beſeitigt und die Volksſchule nicht mehr als Gemein⸗

deanſtalt betrachten zu können erklärt und daher
nur noch den Wunſch haben könne , von dem Auf⸗

wand für dieſelbe entlaſtet zu werden .

Dieſe Begründung wurde zwar nicht gerade un⸗

zutreffend , aber doch auch nicht als ausreichend be

zeichnet ; man legt bei den Landgemeinden im Hin⸗

blick auf die vielen unliebſamen Erfahrungen , welche

die örtlichen Schulaufſichtsbehörden bei der Ausü

bung ihres Aufſichtsrechts fort und fort machen müſ

wur⸗

V.



teinen all zu großen Wert auf die Ausübung

dieſes Rechts und überläßt dies gern den ſtaatlichen

lufſichtsorganen . Dagegen iſt man der Anſicht , daß

nach der ganzen Entwicklung der heutigen Ver

tniſſ mehr Gemeinden ſondern

dem beſtimm

wie es

geſchrieben iſt

u beſtreiten .

nicht Sache der

Volk ein tes Maß von
4 den Lehr⸗

id demge⸗

itniſſen zu vermitteln ,

der Volksſchule

Aufwand dafür

vor Ur

zu

daß durchAnſicht ,var auch allgem

Voltsſchuldie dernahme der zullaſten auf die breite⸗

Schultern des Staates nicht nur eine Entlaſtung

ſondern auch eine

eintreten müſſe

hervorgehoben ,

gerechtere

und es wurde

daß den

der Landgemeinden

Verteilung der Laſten

auch beſondershiebei in

beiden letzten Jal rzehnten
in Folge der großartigen

induſtriellen E ung der großen Städte auch

die in deren Nähe liegenden Ortſchaften einen außer⸗

ordentlich ſtarken Zuwachs namentlich von kinder

und zu den Gemeindelaſten wenig beitragen

den Arbeiterbevölkerung erhalten haben , wonach

die Schullaſten dieſer Gemeinden bis an die Grenze

es Erträglichen ſich geſteigert haben . Weiter wi

betont , daß die großen Städte dem Land nicht

die Arbeitskräfte entziehen , ſondern , daß auch die

Landbevölkerung zu einem großen Teil ihr Geld ir

die Warenhäuſer und größeren Spezialgeſchäfte der

Stadt tragen , ſtädtiſche Geſchäfte Filialen auf dem

Land errichten , ohne daß ſie damit in angemeſſene

Weiſe zu den Gemeindelaſten beigezogen werden

können und daß durch alles dieſes der Reichtum der

ädte auf Koſten des Landes ſtändig wachſe , wes

auch das Widerſtreben der großen Städte gegen

ernahme der Volksſchullaſten auf den Staat

nicht gerechtfertigt erſcheinen könne

krüber man lebernahme der vor

˖ Staat erſtreben ſolle ,

noch auseinander , wie man

haupt ſich zu der Anſicht durch⸗

e Angelegenheit noch nicht genü

man in derſelben nocd iteres

und die der

tlichen Mitgl lung

nholen ſolle

ht war auch der noch gegen Ende

chienene Kollege Bitter von Roh

velcher mitteilte , daß vor zwei Tagen die 16

ermeiſter⸗ - Abgeordneten eine Beſpr eck über

und andere Angelegenheiten gehabt und dabei

auch der Anſicht Ausdruck verliehen hätten , man

ſollte gerade in vorliegenden Frage vorerſt noch

etwaseine

nehmen .

vorſichtig abwartende

Bürgermeiſter Mangold von Hemsbach brachte

dann noch die Sprache auf die bekannte Entſcheidung
des Gr. Verwaltungsgerichtshofs in Betreff der

allgemein
An

welche

wird und zu dem
Heddesheimer Bürgermeiſterwahl ,

als ſehr mißlich empfunden

trag führte , es möchten von Seiten der Verbands

leitung Schritte dahin getan werden , daß ge

ſetzliche Beſtimmung dahin erlaſſen werde , der

abgehende Bürgermeiſter ſo lange im Amt zu blei

ben habe bis ſein regelrechter Dienſtnachfolger ſein

antreten könne .

Es wurde ſodann noch über den

Amt
Stand unſerer

verſchiedenen Angelegenheiten und deren Vertre

tung und Förderung im Landtag im Sinne des vor

hergehenden Artikels Bericht erſtattet und daran

anſchließend ein kräftiger Appel zur Werbung für

den Verband an die Anweſenden gerichtet , welcher

den momentanen Erfolg hatte , daß zwei Bi rmei

ſter größerer Gemeinden den Anſchluß ihrer Ge

zuſagten .
Nach nahezu dreiſtündiger Verhandlung ſchloß

der Vorſitzende die Verſammlung mit dem Ausd

iner Freude und Befriedigung über deren ſch

und erfolgreichen Verlauf .

Haftpflichtverſicherung . Wir haben in der Ja

nuar⸗Nummer d. Z. einen Fall mitgeteilt , welcher

zeigt , welche Unklarheiten und Mißverſtändniſſ

über Einrichtungen und Unternehmungen unſeres

Verbandes ſelbſt in ſolchen Kreiſen beſtehen , in wel

man ſo etwas nicht erwarten ſollte .

Heute ſind wir in der Lage , einen ähnlichen Fa

mitzuteilen , der einer gewiſſen Komik nicht entbehr

chen

Ein Ratſchreiber , welcher offenbar Vertrauens

nann der Landwirtſchaftskammer iſt , ſchreibt un

„Die Gemeinde hier iſt bei der Oberrhein 6

— — gsgeſellſchaft in Mannheim für Haft

pflicht verſichert , welcher Vertrag mit dem 5. Feb

ruar 1914 abläuft .

Laut Zuſchrift des Direktionsbeamten P . vom

Januar ds . Is . ſollen ſämtliche von früher beſtehen

den Verſicherungsx äge zu den neuen geſetzliche

Bedingungen umgeändert werden .

Die Gemeinde hat bisher

von 22,80 Mark

en erhöht ſich

eine jähr
Jeſtimmatbezahlt , nach den neuen Beſtimmi

der Betrag auf 33,60 Mar

rat iſt bereit , die Gemeinde b

d 0 cherung des ndgemeindenve
bands zu verſichern , hat aber die beſtehende Verſich

rung noch nicht gekündigt
Als Vertrauensmann für Haftpflichtverſich

für den Landgemeindenverband , bittet Unter

ter ergebenſt Mitteilung , ob die Geme

r dieſen Umſtänden aufgenommen werden kar

in ſie den früheren Vertrag jetzt kündigt.
Der Vertrauensmann : U

hrei

Wir haben ihm darauf Ig des rt
1. Dem Herrn Ratſchreiber U. in W. * 2 1

uns auf die Anfrage vom 30 . Januar ds . z1

erwidern , daß der bad . Landgemeindenver
eigene Haftpflichtverſicherungsanſtalt hat ,

band kein

ſomit auch



keine Vertrauensmänner für dieſelbe braucht , Ihre

Behauptung , daß Sie Vertrauensmann für die Haft —

pflichtverſicherung des Landgemeindenverbands

ſeien , iſt uns daher unverſtändlich .

Wie Ihnen aber aus zahlreichen Veröffentlich —

ungen in der Gemeindezeitung bekannt ſein dürfte ,

hat unſer Verband mit der Oberrheiniſchen Ver

ſicherungsgeſellſchaft einen Vertrag abgeſchloſſen , aus

welchem nicht nur unſerm Verband als ſolchem ſon —

dern auch den bei genannter Geſellſchaft verſicherten

unſerm Verband angehörenden Gemeinden weſent —

liche Vorteile erwachſen .
Da nun die dortige Gemeinde bereits ſeither

bei der Oberrheiniſchen verſichert war , ſo iſt wei —

ter gar nichts zu tun , als bei derſelben weiter zu

verſichern , was ja auch ſchon aus dem Grunde ge—

ſchehen muß , weil eine Kündigung bisoher nicht

erfolgt iſt und jetzt fünf Tage vor Ab

lauf auch nicht mehr zuläſſig erſcheint .

Wir fügen hier bei , daß zur Zeit 513 Verbands

gemeinden bei der Oberrheiniſchen gegen Haftpflicht

verſichert ſind und daß wir als Bonifikation von den

dafür bezahlten Prämien dieſer Tage die Summe

von 1229,52 Mk . ausbezahlt erhielten , welche gemäß

Beſchluß des Verbandsausſchuſſes vom 30 . Auguſt

v. Is . dem Reſervefond unſerer Feuerverſicherung

überwieſen wurde , welchen wir dadurch in abſeh —

barer Zeit auf eine ſolche Höhe zu bringen hoffen ,

daß wir unabhängiger und freier im Intereſſe un —

ſerer Gemeinden wirtſchaften können .

Es dürfte dies ein neuer Anſporn für die Ge⸗

meinden ſein , Haftpflichtverſicherungen nur bei der

Oberrheiniſchen Verſicherungsgeſellſchaft in Mann —

heim und Feuerverſicherungen nur bei unſerer Ver —

bandsverſicherung abzuſchließen .

dem

Feuerverſicherung . Stand nach der letzten Ver —

öffentlichung in Nr . 1 2385600 ι

Zugang bis 5. Februar :

Holzhauſen A. Emmendingen 7800

Bräunlingen 30000 K

Vöhrenbach 6500 J

Oſterburken 25600 .

Mahlſpüren i. T. 8400 /

Wiechs , A. Schopfheim 14500 “

Wahlwies 23000

Summe 35014090

Perſonalnachrichten .

Dem Herrn Bürgermeiſter Ludwig Preſſer

in Riedheim , Amt Engen , wurde die vom Verband

geſtiftete Ehrenurkunde für 25jährige Dienſtzeit ver —

liehen .

In Heddesheim , Amt Weinheim , woſelbſt eine

giltige Bürgermeiſterwahl nicht zu Stande kam ,

wurde Herr Reviſor Ehret vom Miniſterium auf

zwei Jahre als Bürgermeiſter eingeſetzt .

In Krumbach , Amt Meßtirch , wurde Poſt —

agent Karl Amann zum Bürgermeiſter gewählt

Unſer verehrter Kollege Lingg in Leimen

wurde dieſer Tage nahezu einſtimmig zum dritte !

Mal wiedergewählt , von Seiten der Gemeinde

wurde ihm der freiwillige Eintritt in die Fürſorge

kaſſe geſtattet . Wir gratulieren und wünſchen ihm

noch eine recht lange und geſegnete Dienſtführung

Leider haben wir auch einen Verluſt zu bekla

gen ; im vorigen Monat ſtarb nämlich unerwartet

raſch nach 19jähriger Dienſtzeit Herr Bürgermeiſter

Urban in Schriesheim , Amt Mannheim , tief be

trauert von ſeiner ganzen Gemeinde . Der Herr

Verbandsvorſitzende wohnte im Namen des Verban

des der Beerdigung an und legte mit entſprechende

Widmung einen Kranz am Grabe des Entſchlafenen

nieder .

8 . Rechnerverband .
Anfrage .

1. Wie verhält es ſich mit Grundſtücken , die

zur Gemeindeumlage eingeſchätzt , durch verſchie

dene Umſtände aber zur Zeit herrenlos ſind und die

Umlage noch nicht bezahlt iſt . Kann Zwangs

verſteigerung eingeleitet werden auf das betreffende

Objekt ?
2. Wie verhält es ſich mit Grundſtücken , die un⸗

term Jahr verkauft werden ; wer kann zur Bezah⸗

lung der Umlage gerichtlich betrieben werden , der

im Umlageregiſter eingetragene C oder

wenn dieſer nicht zahlen kann , der neue Eigentümer ?

B. Rechner .

igentümer

Antwort .

1. Nach dem Eintrag im Grundbuch hat jedes

Grundſtück einen Eigentümer . Eine Zwangsvoll

ſtreckung kann gegen jeden Liegenſchaftsumlageſchuld

ner eingeleitet werden,wobei die Umlage dasVorrecht

genießt . Wenn ein Eigentümer ſich um ein Grund

ſtück nicht kümmert und die Gemeinde ſchließlich In

tereſſe an dem Grundſtück hat , ſo wird ſie erſt recht

Antrag auf Zwangsvollſtreckung ſtellen .
Eine Betreibung iſt auch deshalb notwendig , da

die Umlage nach 5 Jahren verjähren würde .

2. Das Grundſtück haftet unter allen Umſtän

den der Umlage - Gläubigerin . Wenn vom alten Be

ſitzer nichts mehr zu erhalten iſt , ſo iſt der neue da⸗

für zu betreiben . K.

Anfrage .

Ich habe in letzter Zeit die neuen Beſtimmun

gen der R. ⸗V. ⸗O. über die Krankenverſiche

rung verfolgt und möchte Sie höfl . um Auskunft

darüber bitten , ob ich geſetzlich berechtigt bin , einer

Krankenkaſſe beizutreten und ob die Gemeinde zur

Anmeldung verpflichtet iſt . Der Gehalt — 1300 l

iſt durch Dienſtvertrag geregelt . Betreffs Krankheit

iſt darin nichts enthalen . „ Gemeinderechner .



Antwort .

Sie wären von der Verſicherungspflicht befreit ,

benn nach Ihrem Dienſtvertrag im Falle der Dienſt⸗

unfähigkeit der Gehalt ein halbes Jahr lang an Sie

weiter bezahlt werden müßte . § 169 der Reichsverſ . ⸗
H

Ordnung . Sofern dies nicht der Fall , ſind

icherungspflichtig und von der Gemeinde anzumel

den . K.

Sie ver

Markdorf ( Amt Ueberlingen ) . In den letzten

Wochen wurde Stadtrechner Johann Haller in Mark⸗

dorf der Unterſchlagung und Urkundenunterdrückung

beſchuldigt , Bei der vom Bezirksamt Ueberlingen

angeordneten ddienſtpolizeilichen Unterſuchung ſtellte

ſich die Haltloſigkeit der gegen Haller vorgebrachten

Verdachtsgründe heraus und das Verfahren wurde

gegen ihn eingeſtellt . Die Hauptbelaſtungszeugin

dagegen wurde wegen dringenden Meineidsverdachts

feſtgenommen und ins Amtsgefängnis Ueberlingen

überführt .

9 . Bücherſchau .

Bücherſchau .

Hilfe für Katarrhleidende und Lungenkranke.
Katgeber bei allen Erkrankungen der Atmungsor

gane . Dr . K. Doebereiner , dem Verfaſſer des

ſeit 30 Jahren berühmten Mediziniſchen Hauslexi⸗

kon . Mit 10 Abbildungen . Preis Mark 1 . 20 ( Porto

10 Pfennig ) . Verlag E. Abigt , Wiesbaden .

Dieſer ärztliche Ratgeber gibt dem Laien die

Von

beſte Aufklärung in leichtverſtändlicher Form und

zeigt ſichere Wege zur erfolgreiechn Selbſtbehand⸗

lung auch in ernſteſten Fällen bis zum Kommen des

Arztes . Die angegebenen Volks⸗ und Hausmittel

ind ſchon unſern Großeltern als ſicher helfend be⸗

kannt geweſen von uns nur vielfach vergeſſen
worden . Selbſt für Krupp und andere mörderiſche

Krankheiten werden in klarer Weiſe die Mittel

und

zur

Hilfe angegeben , die in vielen Fällen vom Tode oder

Siechtum —9 — — —

Bülow⸗ pianino
prachtvoller , gesangreicher Ton , hochelegante

Ausstattung , Viele — Referenzen, liefert
an die Mitglieder

d Amtsres nvereins mit

hohem Ext ra - Rabatt

sowohl bei Barzahlung wie Teilzah -

isore

auch bei
Inng franko auf 14 Tage zur Probe

Prachtkatalog frei .

Fr . Siering , Mannbeim C7 Nr. 6

Vechnungsimpreſſen mil Vordruck empfehlen
Spachholz & Ehrath , Vonndorf .

Das beſte billige Schulden⸗Einziehungsverfah⸗
ren . Unter dieſem Titel iſt ſoeben eine Sammlung

von 40 gebrauchsfertigen Formularen nach Dr . jur .

E. Karlemeyer ' s Großes Handbuch des geſamten

Mahn⸗ und Klageweſens ( 300 Seiten , 25. Tauſend )

und „ Außenſtände ohne Koſten einziehen “ erſchie

nen , die ſich nach den Empfehlungen der Handels —

und Handwerksorganiſationen zum ſchnellen und er

folgreichen Eintreiben von ausſtehenden Forderun —

gen beſtens bewährt haben . Die Sammlung iſt zum

Preiſe von 90 Pfg . ( Porto 10 Pfg . ) in der Verlags⸗

anſtalt E. Abigt , Wiesbaden erſchienen und kann

ev . auch durch gute Buchhandlungen und unſere G

ſchäftsſtelle in Heidelberg bezogen werden . Sie

e⸗

macht ſich für jeden Geſchäftsmann ſicher recht gut

bezahlt .

Heiteres .
Der Bureaukrat : ( Frei nach Schiller ) .

Heil ' ge Verordnung , ſegensreiche !

Dienſtinſtruktion : Rat ( zum neuen Be

amten ) : „ . . . Und merken Sie ſich beſonders , Herr

Müller : Nur nichts einfacher machen , wenns um —

ſtändlicher auch geht ! “
Büreaukratismus : Der Herr Direktor

ſagte zu ſeinem Kanzleivorſtand : , Ich wünſche , daß

das Schreibwerk möglichſt eingeſchränkt wird , um

die Geſchäfte zu vereinfachen . Alſo halten Sie ſich

daran ! Aber berichten Sie mir jeden Tag genau ,

was Sie aus Geſchäftsvereinfachungsgründen tags

vorher nicht berichtet haben und warum ! “

Mitteilung : Die nächſte Nummer wird auf 15

März erſcheinen . Inſerate und Einladungen zu

Bezirksverſammlungen werden noch aufgenommen ,

wenn ſolche ſpäteſtens bis 13.

in

Marz beim Verlag

Bonndorf eintreffen .

Grabnummernpflöcke
aus gewalztem T- Eisen , welche nicht abbre —

chen , empflehlt in 3 Ausführungen

Johs . Dobler . Eisenhandlung ,

Beutelsbach ( Remstal )
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Verlag von Adolf Emmerling L Sohn in Heidelberg .

Dargeſtellt in Ausführun⸗
1 5 zur Gemeindeordnung ,Das badiſche Gemeinderecht :

der Städteordnung und
dem Fürſorgegeſetz für

von Dr. Ernit Walz, Gemeinde - und Körper⸗

Bürgermeiſter und ord . Hon. ⸗Profeſſor der Rechte in Heidelberg . . Johuferkaſſenen Voſtzuſe⸗
verordnungen ,

X, 769 Seiten , Preis broſchiert Mk . 12 . 50 , in Leinwand gebunden
mit Schutzhülſe Mk . 14 . 00 ,

liegt nunmehr vollitändig vor . 4

Als Erſatz des einſtmals überall eingeführten und beliebten , aber heute durch die tiefgreifenden Geſetzes —

änderungen gänzlich veralteten Wielandt ' ſchen Handbuches des badiſchen Gemeinderechtes , wird dieſer neue Kom⸗

mentar in allen Kreiſen , die Beruf oder Politik in Berührung mit dem badiſchen Gemeinderecht bringt , mit

Freude begrüßt werden ; umſomehr , als er aus der Feder eines hervorragenden Fachmannes ſtammt , der als

Oberbürgermeiſter in Heidelberg und als Profeſſor an der gleichnamigen Univerſität Theorie und Praxis in ſei⸗
ner Perſon vereinigt und daher , wie kaum ein zweiter zur Erklärung und Auslegung der badiſchen Gemeinde —

geſetze berufen ſein dürfte .

Belonders lit den Gemeindebehörden unjeres handes eine baldige finichaffung des VDerkes zu empfeh -

len , denn die Bürgermeilter und Raffchreiber erhalten mit dieier klaren und gründlichen Darſtellung des für ſie

allerwichtigiten Rechtes ein Bandbuch , das ſich in der täglichen Berufspraxis als ganz unentbehrlich erweilen

Dird .

Vorrätig in allen Suchhandlungen Badens .

Ausführlicher Proſpekt iſt zu erhalten ebenfalls durch jede Luchhandlung ,

ſowie durch die Verlagsbuchhandlung von

Adolf Emmerling und Sohn in Heidelberg .

rrR

Rasfdfter IIniformfabrik .

Albert Filberse

Hoflieferant
Telef . 100 Gegr . 1872

Raſtatt i . B .

Lieferant der Königl . Armee , ſowie ſtaatlicher
und ſtädtiſcher Behörden , empfiehlt ſich in

Uniformen u . Ausrüſtungsgegen⸗
ſtänden für Polizei , Feuerwehr ,

Sanitätskolonnen , Livreen ete .

Großes Lager in Uniformtuchen
RDRErr

Otto Sauer , Wergil . had. Seumeter

Technisches Bursau für Vermessungs- u. Ingenieurarbeiten 8
3

Karlsruhe i . B . , Maxaustr . 20D.
U 988

Telephon 3255 . 3

Fertigung von amtlichen Messurkunden für Grund -

stücksteilungen , Neuvermessung von Strassen - und
Bahnanlagen , Ausarbeitung von Bebauungsplänen ,E 4 SSplan
Durchführung von Bauplatzumlegungen , Ent -
wurfsarbeiten für Strassen - und Ba
wie Kanalisationen , Bauaufsicht

derselben , Ausführung von Geländeéauf ,

Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten
a) des Landgemeindenverbandes (7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

ſtraße — ;

˖
1

b) des Kechnerverbandes ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim — 8
c) der Bestellung und des Uersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

* ——
Verlag : die Bad Landgemeindes , Amtsreviſoren - und Rechner - Verbände . Geſchäftsſtelle in Bonndorf .

Schriftleitung : Oberreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
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